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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 76*     Rahmenordnung für den Studiengang Evan-
gelische Theologie (Pfarramt/Diplom/Magis-
ter Theologiae). 

     Vom 26. /27. März 2009. 

Nachstehend wird die von der Kirchenkonferenz und
vom Rat der EKD beschlossene Rahmenordnung für den
Studiengang Evangelische Theologie veröffentlicht: 

H a n n o v e r ,  den 23. April 2009 

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Dr.  B a r t h

Präsident

Rahmenordnung für den Studiengang Evangelische
Theologie (Pfarramt/Diplom/Magister Theologiae)

Vom 26./27. März 2009. 

Beschlossen am 26. März 2009 von der Kirchenkonfe-
renz und am 27. März 2009 vom Rat der EKD.

1.   Folgende Gesichtspunkte leiten die Rahmenordnung
und sind bei ihrer Ausgestaltung zu beachten1:

–    Das Grundstudium führt inhaltlich und methodisch
so in die Evangelische Theologie ein, dass die Stu-
dierenden im Hauptstudium selbständig exemplari-
sche Schwerpunkte bilden können.

–    Das Hauptstudium dient der systematischen und
exemplarischen Ausweitung und Vertiefung der im
Grundstudium gewonnenen Kenntnisse, Fähigkeiten
und Fertigkeiten.

–    Das Hauptstudium endet mit einer Integrationspha-
se, in der sich die während des Grund- und Hauptstu-
diums gewonnenen Einsichten zu einem fächerüber-
greifenden Zusammenhang verdichten.

–    Die Ausbildung zum Beruf des Pfarrers oder der
Pfarrerin verläuft in den zwei Phasen von Hoch-
schulstudium und Kirchlichem Vorbereitungsdienst.
Beide Phasen stützen und entlasten sich gegenseitig.
Die professionelle Einübung in die pastoralen Ar-
beitsfelder bleibt dem Kirchlichen Vorbereitungs-
dienst vorbehalten.

–    Grund- und Hauptstudium sind so zu gestalten, dass
den Studierenden ein Hochschulwechsel jederzeit
ohne Zeitverlust möglich ist.

–    Maßgeblich sind die in der gültigen Rahmenordnung
über die Zwischenprüfung (RZO)2, in der Rahmen-
ordnung für die Erste Theologische Prüfung/die Di-
plomprüfung in Evangelischer Theologie (RPO)3

und in der Übersicht über die Gegenstände des Stu-
diums der Evangelischen Theologie und die Voraus-
setzungen und Gegenstände der theologischen Prü-
fungen (»Stoffpläne«)4 niedergelegten Anforderun-
gen.

–    Gleichwertigkeit setzt voraus, dass durch den Be-
such der Module die in den Stoffplänen und der Rah-
menprüfungsordnung genannten Anforderungen zum
Abschluss des 4. Semesters (Zwischenprüfung, ge-
gebenenfalls zuzüglich max. 2 Sprachsemester) bzw.
zum Abschluss des 10. Semesters (Abschlussexa-
men, zuzüglich max. 2 Sprachsemester) erfüllt wer-
den.

2.   Die modulare Struktur des Studiums hat die Aufgabe,
diese Anliegen zu fördern. Sie soll einer flexiblen und
offenen Studiengestaltung dienen und damit auch dem
zunehmenden Bedarf an Teilzeitstudium entgegenkom-
men.

2.1 Eine Strukturierung durch Module, die dem Ziel gerecht
wird, den Studierenden Mobilität zu ermöglichen, ist an
den hochschulübergreifenden Konsens über die Defini-
tion von Modulen gebunden. Wechselseitige Anerken-
nung von Modulen, Modulteilen und/oder einzelnen
Lehrveranstaltungen, z. B. beim Hochschulwechsel,
setzt Vergleichbarkeit der Module voraus. Dazu bedarf
es der Festlegung inhaltlicher und formaler Kriterien,
die nach dem Grundsatz des Vertrauens in wissenschaft-
liche Leistungsfähigkeit Gleichwertigkeit, nicht aber
Einheitlichkeit sichern. Gleichwertigkeit von Modulen
ist gegeben, wenn sie einander in Inhalt, Umfang und
Anforderungen im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist
kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbe-
trachtung und -bewertung vorzunehmen, die inhaltlich
von den Rahmenprüfungsordnungen (RZO, RPO) be-
stimmt wird. Didaktisch orientiert sich die Modulbil-
dung am Disziplinbezug (s. 3).

2.2 Unter einem Modul wird eine thematisch und zeitlich
abgerundete und in sich abgeschlossene Studieneinheit
verstanden, die zu einer auf das jeweilige Studien- oder
Teilstudienziel bezogenen Teilqualifikation führt. Als

1 Grundlegend: Grundsätze für die Ausbildung und Fortbildung
der Pfarrer und Pfarrerinnen der Gliedkirchen der EKD, in: Mi-
chael Ahme, Michael Beintker, Theologische Ausbildung in der
EKD. Dokumente und Texte aus der Arbeit der Gemischten
Kommission/ Fachkommission I zur Reform des Theologiestu-
diums (Pfarramt und Diplom) 1993–2003, Leipzig 2005, 11–67.

2 Siehe Ahme/Beintker, Theologische Ausbildung in der EKD,
81–94.

3 Siehe aaO., 109–124.
4 Siehe aaO., 95–107.
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Richtwert für den quantitativen Umfang eines Moduls
gelten ca. 10 Leistungspunkte (ist = 300 studentische
Arbeitsstunden). Der erfolgreiche Abschluss eines Mo-
duls wird nach Erbringen aller zu ihm gehörenden Teil-
leistungen bescheinigt.

     Module können sich aus verschiedenen Lehr- und Lern-
formen (wie z. B. Vorlesungen, Seminare, Übungen,
Praktika usw.) zusammensetzen. Ein Modul kann Inhal-
te eines einzelnen Semesters oder des Studienganges
umfassen. Es kann sich über ein oder zwei, in Ausnah-
mefällen über mehrere erstrecken.

     Module können im Rahmen der geltenden Prüfungsord-
nungen5 mit Prüfungen abgeschlossen werden.

2.3 Zur Beschreibung von Modulen gehören folgende An-
gaben:

a)  Inhalte, Ziele, Kompetenzen und zu erreichende
Teilqualifikationen

b)  Lehrformen

c)  Voraussetzungen für die Teilnehmenden

d)  Verwendbarkeit

e)  Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungs-
punkten

f)   Regelung zu Noten

g)  Häufigkeit des Angebots

h)  Arbeitsaufwand

i)   Dauer

2.4 Starre Festlegungen, die eine flexible Gestaltung des
Lehrangebots verhindern, sind zu vermeiden. Die Mög-
lichkeit zum Hochschulwechsel muss jederzeit gegeben
sein.

3.   Evangelische Theologie hat in Form ihrer Disziplinen
eine eigene bewährte Binnendifferenzierung entfaltet6.
Sie bildet die didaktische Grundlage für die Modulbil-
dung. 

3.1 Die Disziplinen Altes Testament, Neues Testament, Kir-
chengeschichte, Systematische Theologie und Prakti-
sche Theologie werden deshalb in je einem Basismodul
und in je einem Aufbaumodul studiert; der Umfang die-
ser Module soll sich nicht gravierend unterscheiden.

     Dazu tritt mindestens ein Modul in Religionswissen-
schaft und Missionswissenschaft bzw. Interkultureller
Theologie sowie ein Modul in Philosophie; letzteres
wird durch das Philosophicum abgeschlossen7.

     Der Eintritt in das Studium wird durch ein als Propae-
deuticum gestaltetes Grundlagen-Modul begleitet.

     In beiden Studienphasen ist mindestens je ein Interdis-
ziplinäres Modul zu belegen.

     Im Grundstudium ist mindestens ein Viertel, im Haupt-
studium mindestens ein Drittel des Studienvolumens
dem frei gestaltbaren Wahl- und Wahlpflichtbereich
vorbehalten. Die Lehrveranstaltungen des Wahl- und
Wahlpflichtbereichs sind von den Studierenden nach ei-

gener Interessenlage im Rahmen der Vorgaben der
Stoffpläne zu belegen. Sie dienen der Erweiterung und
Vertiefung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten
und der Schwerpunktsetzung in den genannten fünf Fä-
chern sowie in der Philosophie und der Religionswis-
senschaft und Missionswissenschaft bzw. Interkulturel-
len Theologie und der Erweiterung der Kenntnisse auf
mindestens einem an der jeweiligen Fakultät einschlägi-
gen Spezialgebiet. Die örtlichen Ordnungen können hier
Vorgaben machen. Dabei ist der Beschlusslage Rech-
nung zu tragen, dass das Studium nicht vollständig ver-
plant werden soll.

3.2 Daraus ergibt sich folgende Grundstruktur:

Grundstudium
     Sprachmodule I-III
     Grundlagen-Modul Einführung in das Studium der
Evangelischen Theologie (Propaedeuticum)

     Basismodul Altes Testament
     Basismodul Neues Testament
     Basismodul Kirchengeschichte
     Basismodul Systematische Theologie
     Basismodul Praktische Theologie
     Interdisziplinäres Basismodul
     Lehrveranstaltungen im Wahlpflicht- und Wahlbe-
reich

Hauptstudium
     Aufbaumodul Altes Testament
     Aufbaumodul Neues Testament
     Aufbaumodul Kirchengeschichte
     Aufbaumodul Systematische Theologie
     Aufbaumodul Praktische Theologie
     Interdisziplinäres Aufbaumodul
     Lehrveranstaltungen im Wahlpflicht- und Wahlbe-
reich

Grund- oder Hauptstudium
     Modul Philosophie (Philosophicum)
     Modul Religionswissenschaft und Missionswissen-
schaft bzw. Interkulturelle Theologie

3.3 Die Basismodule vermitteln die grundlegenden Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, die für das erfolg-
reiche Studium der Disziplinen Altes Testament, Neues
Testament, Kirchengeschichte, Systematische Theolo-
gie und Praktische Theologie erforderlich sind. Die Auf-
baumodule dienen der exemplarischen Erweiterung und
zielgerichteten Vertiefung der in den Basismodulen ge-
wonnenen Kompetenzen. Innerhalb der Module ist das
gegenseitige Ersetzen von Veranstaltungstypen mög-
lich, wenn sie inhaltlich kompatibel sind (Stoffpläne,
Rahmenordnung für die Zwischenprüfung) und die Zahl
der Leistungspunkte im Modul erreicht wird.

4.   Im Blick auf Inhalte, Lehrformen, Voraussetzungen,
Angebotshäufigkeit und Dauer ist auf die Kombinati-
onsmöglichkeit der Module mit den Modulen für Lehr-
amtsstudiengänge in Evangelischer Religionslehre zu
achten. Das gilt besonders für die Basismodule.

5.   Der Abschluss des Grundstudiums auf Grund der Zwi-
schenprüfung ist zu bescheinigen. Zur Vorbereitung auf
die Zwischenprüfung wird ein Arbeitsaufwand (Work -
load) von 8 Leistungspunkten ausgewiesen.

     Der Abschluss des Grundstudiums setzt neben einem
120 Leistungspunkte umfassenden viersemestrigen Stu-
dium der genannten Module und der erfolgreichen Able-
gung der Zwischenprüfung das erfolgreiche Ablegen
von Sprachprüfungen in Latein, Griechisch und Hebrä-
isch voraus. Für diese Sprachstudien wird das Grundstu-
dium nach RPO § 3 um zwei Semester verlängert.

5 Siehe den Hinweis auf die geltenden Rahmenordnungen unter 1,
vorletzter Spiegelstrich.

6 Siehe Grundsätze für die Ausbildung und Fortbildung der Pfar-
rer und Pfarrerinnen der Gliedkirchen der EKD (Anm. 1), 36–44.

7 Siehe Richtlinien zur Prüfung in Philosophie (Philosophicum)
(2004), in: Ahme/Beintker, 127–128.
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6.   Für die Integration der Elemente des theologischen Stu-
diums ist ein Konto von 60 LP zu reservieren. Das ent-
spricht einer Studienzeit von 2 Semestern.

     Die Integrationsphase wird über seminaristische Lehr-
veranstaltungen in den Hauptfächern sowie ggf. in wei-
teren Prüfungsfächern organisiert, die auf mindestens
zwei Module verteilt werden. Diese Module haben zu-
sammen einen Gesamtumfang von 30 Leistungspunk-
ten.

     Für die Anfertigung der Wissenschaftlichen Abschluss-
arbeit wird in einem Examensmodul ein Arbeitsaufwand
von 20 LP veranschlagt, für die Anfertigung der Prak-
tisch-Theologischen Ausarbeitung ein Arbeitsaufwand
von 4 LP. Dabei ist berücksichtigt, dass sich die Arbeits-
zeit eines Fachsemesters über fünf Monate erstreckt.

7.   Das Examen findet als zusammenhängende Abschluss-
prüfung nach RPO statt. Dabei besteht die Möglichkeit,
Teile dieser Prüfungsleistungen wie Klausuren und
mündliche Prüfungen im Grund- und/oder Hauptstudi-
um zu absolvieren. Die Kirchlichen Prüfungsämter kön-
nen die Verantwortung für die Durchführung der Ersten
Theologischen Prüfung ganz (schriftliche und mündli-
che Prüfungen) oder teilweise (schriftliche Prüfungen)
den Evangelisch-Theolgischen Fakultäten oder Fachbe-
reichen übertragen.

Die Rahmenordnung wurde am 11. 10. 2008 bereits vom
Evangelisch-theologischen Fakultätentag beschlossen; sie
tritt am 1. 10. 2009 in Kraft.

Nr. 77*     Richtlinie für das Praktikum im Studiengang
Evangelische Theologie (Pfarramt/Diplom/
Magister Theologiae).

     Vom 26. /27. März 2009.

Nachstehend wird die von der Kirchenkonferenz und
vom Rat der EKD beschlossene Richtlinie für das Prakti-
kum im Studiengang Evangelische Theologie veröffent-
licht: 

H a n n o v e r ,  den 23. April 2009 

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Dr.  B a r t h

Präsident

Richtlinie für das Praktikum 
im Studiengang Evangelische Theologie 
(Pfarramt/Diplom/Magister Theologiae). 

Vom 26./27. März 2009. 

Anhang zur Rahmenordnung für den Studiengang Evan-
gelische Theologie (Pfarramt/Diplom/Magister Theologiae)
gemäß § 6 Abs. 1 (10) der Rahmenordnung für die Zwischen-
prüfung (Diplomvorprüfung) von 1995 und § 7 Abs. 1 (f) der
Rahmenordnung für die Erste Theologische Prüfung (Diplom-
prüfung) von 2002.

Beschlossen am 26. März 2009 von der Kirchenkonfe-
renz und am 27. März 2009 vom Rat der EKD.

Erfahrungen mit der gegenwärtigen Situation von Kirche,
Gemeinde und Pfarrdienst und deren theologische Reflexi-
on können dazu dienen, Fragestellungen für das weitere Stu-
dium zu entwickeln und die Einsicht in deren Relevanz zu

vertiefen. Zudem können die Studierenden durch ein Prakti-
kum darin gefördert werden, eigene Vorstellungen vom
Auftrag des Pfarrdienstes unter den Bedingungen des kirch-
lichen und gesellschaftlichen Lebens der Gegenwart zu ge-
winnen.

Wie im kirchlichen Vorbereitungsdienst machen sich die
Studierenden im Praktikum mit den konkreten kirchlichen
und gesellschaftlichen Bedingungen pastoralen Handelns
durch Teilnahme an der Pfarrdienstpraxis vertraut. Im Un-
terschied zum Vorbereitungsdienst liegt dabei der Akzent
eher auf der Teilnahme durch Beobachtung als auf der Teil-
nahme durch eigenes Handeln.

Orientierende Bedeutung für Planung und Aufbau des
Studiums wird das Praktikum insbesondere dann gewinnen,
wenn die Teilnahme an der Pfarrdienstpraxis in begleiten-
den Lehrveranstaltungen vor Beginn und nach Beendigung
des Praktikums thematisiert und reflektiert wird. Diese
Lehrveranstaltung wird von den Evangelisch-theologischen
Fakultäten verantwortet. 

Unter den Bedingungen eines durch Modulbildung struk-
turierten Studiums sollte das Praktikum in der Regel in einer
Lehrveranstaltung im Basismodul »Praktische Theologie«
im Grundstudium vorbereitet und ausgewertet werden. Ggf.
kann es auch in Verbindung mit entsprechenden Lehrveran-
staltungen im Aufbaumodul »Praktische Theologie« im
Hauptstudium durchgeführt werden. Das Praktikum hat in
der Regel eine Präsenzzeit am Praktikumsort von vier Wo-
chen. Für das Praktikum (einschließlich der Vor- und Nach-
bereitung) werden in der Regel fünf Leistungspunkte verge-
ben.

Wenn auch die im Praktikum gewonnenen Erfahrungen
im Zusammenhang mit einer Lehrveranstaltung der Prakti-
schen Theologie ausgewertet und reflektiert werden sollen,
so ist deren Bedeutung doch nicht auf dieses Fach be-
schränkt. Vielmehr soll die Reflexion der Erfahrungen im
Praktikum die Studierenden im Blick auf alle Fächer der
Theologie dabei unterstützen, eine klare Vorstellung von
der Bedeutung der im Studium zu erwerbenden Kenntnisse
und Einsichten für die Praxis im Pfarrdienst zu gewinnen.

Nach Vorgabe des verantwortlichen Hochschullehrers
bzw. der verantwortlichen Hochschullehrerin wird ein Prak-
tikumsbericht angefertigt.

An Praktika und Lehrveranstaltungen, die gemäß der
»Richtlinie für das Praktikum« durchgeführt werden, kön-
nen Studierende unabhängig von ihrer landeskirchlichen
Zugehörigkeit teilnehmen.

Das Praktikum dient auch der Klärung der persönlichen
Identifizierung mit dem Auftrag des kirchlichen Dienstes
und der Entscheidungsfindung zum Eintritt in den kirchli-
chen Vorbereitungsdienst.

Im Blick auf die Durchführung des Praktikums in geeig-
neten Gemeinden oder Praxisfeldern und hinsichtlich der
Begleitung der Praktikanten und Praktikantinnen durch qua-
lifizierte Mentoren bzw. Mentorinnen kooperieren die
Evangelisch-theologischen Fakultäten mit den Landeskir-
chen, in deren Bereich sie liegen bzw. mit den Landeskir-
chen, in deren Zuständigkeitsbereich die Praxisanteile
durchgeführt werden sollen.

Im Blick auf das Praktikum als Zulassungsvoraussetzung
zum Ersten Theologischen Examen können die Landeskir-
chen weitere Bestimmungen erlassen zu

–    der Verlängerung der Dauer des Praktikums auf maxi-
mal sechs Wochen;

–    der Zuleitung des Praktikumsberichts an die eigene Lan-
deskirche;
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–    einem Praktikumsbericht des Mentors bzw. der Mento-
rin;

–    dem Einsatzbereich des Praktikums (Gemeindeprakti-
kum, Diakonisches Praktikum, Arbeitsweltpraktikum
etc.);

–    der Absolvierung der Praxisanteile ausschließlich in der
eigenen Landeskirche;

–    dem Besuch landeskirchlicher Begleitveranstaltungen;

–    der Verbindung des Praktikums mit Angeboten zur Eig-
nungsklärung;

–    Vorgaben für ein zweites Praktikum;

–    der finanziellen Unterstützung der Praktikanten und
Praktikantinnen.

Die Richtlinie für das Praktikum wurde am 11. 10. 2008
bereits vom Evangelisch-theologischen Fakultätentag be-
schlossen.

Nr. 78*     Empfehlungen der Gemischten Kommission/
Fachkommission I für den Studiengang Evan-
gelische Theologie (Pfarramt/Diplom/Magister
Theologiae).

     Vom 5. September 2008.

Nachstehend wird die aufgrund ihrer orientierenden und
illustrierenden Funktion von Kirchenkonferenz und Rat der
EKD begrüßten Empfehlung der Gemischten Kommission/
Fachkommission I für den Studiengang Evangelische Theo-
logie veröffentlicht: 

H a n n o v e r ,  den 23. April 2009 

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Dr.  B a r t h

Präsident

Empfehlungen der Gemischten Kommission/
Fachkommission I für den Studiengang 

Evangelische Theologie 
(Pfarramt/Diplom/Magister Theologiae).

Vom 5. September 2008.

Beschlossen am 5. September 2008 von der Gemischten
Kommission/Fachkommission I.

1.   Grundstudium

Zeitvolumen: 6 Semester inklusive Sprachen, 180 LP,
120 SWS1

4 Fachsemester ohne Sprachen, 120 LP,
80 SWS

Prüfungsmodus: Zwischenprüfung nach RZO, keine
Modulabschlussprüfungen

Rahmenvorgaben: RZO, RPO, Stoffpläne (geringfü-
gige Abweichungen)

LP-Kalkulation nach Beschlusslage des Fakultätenta-
ges für Pfarramts-/Diplomstudium Evangelische Theo-
logie.

Dauer der Module: max. 2 Semester2.

Innerhalb der Module ist das gegenseitige Ersetzen
von Veranstaltungstypen möglich, wenn sie inhaltlich
kompatibel sind (Stoffpläne, Rahmenordnung für die
Zwischenprüfung) und die Zahl der Leistungspunkte im
Modul erreicht wird.

1.1 Erwerb der Alten Sprachen

     2 Semester nach § 3 RPO zum Erwerb der Alten
Sprachen (60 LP, 40 SWS):

     Sprachmodul I: Latein (24 LP, 16 SWS), gegebenen-
falls aufzuteilen in Latein 1 (12 LP, 8 SWS) und Latein
2 (12 LP, 8 SWS).

     Sprachmodul II: Hebräisch (12 LP, 8 SWS)

     Sprachmodul III: Griechisch (24 LP, 16 SWS), gege-
benenfalls aufzuteilen in Griechisch 1 (12 LP, 8 SWS)
und Griechisch 2 (12 LP, 8 SWS).

1.2 Basismodule (Pflichtbereich):

     4 Semester nach § 5 RZO für das Fachstudium:

     Modul: Grundlagen des Theologiestudiums/Propä-
deuticum (15 LP, 6 SWS)

a)  Seminar / Übung: Einführung in das Theologiestudi-
um (3 LP, 2 SWS)

b)  Bibelkunde AT (2 LP, 2 SWS) + Prüfung (4 LP) 

c)  Bibelkunde NT (2 LP, 2 SWS) + Prüfung (4 LP)3

     Basismodul Altes Testament (7/12 LP, 6 SWS)

a)  AT-Proseminar: Einführung in die Exegese (3 LP, 2
SWS); vorausgesetzt: Hebraicum

b)  Überblicksvorlesung: Einführung in das Alte Testa-
ment (2 LP, 2 SWS)

c)  Lehrveranstaltung aus den Gebieten 1 A, B, C oder
D (A: Pentateuch, B: Propheten, C: Schriften, D: Ge-
schichte Israels) (2 LP, 2 SWS)

     Bei Seminararbeit im AT-Proseminar: weitere 5 LP

     Basismodul Neues Testament (7/12 LP, 6 SWS)

a)  NT-Proseminar: Einführung in die Exegese (3 LP, 2
SWS); vorausgesetzt: Graecum

b)  Überblicksvorlesung: Einführung in das Neue Testa-
ment (2 LP, 2 SWS)

c)  Lehrveranstaltung aus den Gebieten 2 A, B, C oder
D (A: Synoptische Evangelien, B: Johanneische Li-
teratur, C: Paulinische Briefe, D: Jesus und Ge-
schichte des Urchristentums) (2 LP, 2 SWS)

Bei Seminararbeit im NT-Proseminar: weitere 5 LP

     Basismodul Kirchengeschichte (7/12 LP, 6 SWS)

a)  KG-Proseminar: Einführung in das Studium der Kir-
chengeschichte (3 LP, 2 SWS); vorausgesetzt je
nach Thema Graecum oder Latinum

b)  Überblicksvorlesung: Epochen der Kirchenge-
schichte (2 LP, 2 SWS)

1 Bei den Angaben zu Leistungspunkten (LP) und Semesterwo-
chenstunden (SWS) wird ein durchschnittlicher Wert von 1,5
Leistungspunkten pro SWS zugrunde gelegt. Bei höherer Ar-
beitsbelastung kann sich der Umfang der Leistungspunkte erhö-
hen. Pro Leistungspunkt wird ein studentischer Arbeitsaufwand
von 30 Arbeitsstunden veranschlagt. Die studentische Arbeits-
woche umfasst 40 (Zeit-)Stunden.

2 Für Teilzeitstudierende sind Ausnahmen vorzusehen.
3 Siehe Richtlinien zur Prüfung in Bibelkunde (Biblicum) (1999),
in: Ahme/Beintker, 125–126, in: Michael Ahme, Michael Beint-
ker, Theologische Ausbildung in der EKD. Dokumente und Texte
aus der Arbeit der Gemischten Kommission/Fachkommission I
zur Reform des Theologiestudiums (Pfarramt und Diplom)
1993–2003, Leipzig 2005, 125–126.
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c)  Lehrveranstaltung aus den Gebieten 3 A, B, C oder D
(A: Alte Kirche, B: Mittelalter, C: Reformation und
konfessionelles Zeitalter, D: Neuzeit) (2 LP, 2 SWS)

Bei Seminararbeit im KG-Proseminar: weitere 5 LP

     Basismodul Systematische Theologie (7/12 LP, 6 SWS)

a)  ST-Proseminar: Einführung in die Systematische
Theologie (3 LP, 2 SWS); vorausgesetzt je nach
Thema Graecum oder Latinum

b)  Überblicksvorlesung: Grundfragen der Systemati-
schen Theologie (2 LP, 2 SWS)

c)  Lehrveranstaltung aus den Gebieten 4 A, B ,C oder
D (Einführung in die Dogmatik /Einführung in die
Ethik, B: Materiale Dogmatik, C: Theologiege-
schichte 19./20. Jh., D: Ethik) (2 LP, 2 SWS)

Bei Seminararbeit im ST-Proseminar: weitere 5 LP

     Basismodul Praktische Theologie: (8 LP, 6 SWS +
Praktikum [5 LP]4)

a)  Praktisch-theologisches Proseminar, gegebenenfalls
mit dem Schwerpunkt Homiletik (3 LP, 2 SWS)

b)  Vorlesung: Einführung in die Praktische Theologie
oder Vorlesung aus den Gebieten 5 A, B, C oder D
(A: Homiletik/Liturgik; B: Religions-/Gemeindepä-
dagogik; C: Seelsorge/Kasualien; D: Theorie von Kir-
che und Gemeinde/Pastoraltheologie) (2 LP, 2 SWS)

c)   Praktisch-theologisches Proseminar Religionspäda-
gogik (3 LP, 2 SWS)

d)   Praktikum (5 LP)

     Interdisziplinäres Basismodul:

I)   z. B. Bekenntnisse/Von Gott reden (8 LP, 6 SWS)

a)   AT-Lehrveranstaltung, z. B. 1B: Propheten (2
LP, 2 SWS)

b)   KG-Hauptseminar, z. B. Bekenntnisschriften der
Reformationszeit 3 LP, 2 SWS)

c)   ST/PT-Seminar oder Übung, z. B. Bekenntnisse
und Bekennen im 20. Jahrhundert (3 LP, 2 SWS)

     oder:

II)  z. B. Christologie (7 LP, 6 SWS)

a)   NT-Lehrveranstaltung, z. B. 2C: Paulinische
Hauptbriefe; (2 LP, 2 SWS)

b)   Dogmatik- Lehrveranstaltung, z. B. 4B: Materia-
le Dogmatik (2 SWS) (2 LP, 2 SWS)

c)   Hauptseminar ST/PT: Weihnachten, Passion und
Ostern (3 LP, 2 SWS)

Arbeitsaufwand für die Vorbereitung auf die Zwi-
schenprüfung in AT, NT, KG oder ST/PT statt AT
oder NT: 8 LP

     LP-Bilanz der Basismodule: bei 2 Proseminararbeiten
(vgl. § 6, 1 RZO) und Bibelkundeprüfung in AT und
NT: 82 LP bei 42 SWS.

1.3 Wahlpflicht- und Wahlbereich: 38 LP bei max. 38 SWS

Die verbleibenden 38 LP bei max. 38 SWS gehören
zum Wahlpflicht- und/oder Wahlbereich und sind von
den Studierenden nach den Vorgaben der Stoffpläne und
eigener Auswahl zu belegen. Sie dienen der Erweiterung
des Basiswissens in den Bereichen A, B, C, D in den ge-
nannten fünf Fächern. Die örtlichen Ordnungen können
hier Vorgaben machen. Dabei ist der Beschlusslage
Rechnung zu tragen, dass das Studium nicht vollständig
verplant werden kann.

Sowohl im Grund- als auch im Hauptstudium können
folgende Module studiert werden:

     Modul Philosophie (9 LP, 4 SWS)

a)   Seminar oder Übung zu einem philosophischen
Werk (3 LP, 2 SWS) 

b)   Vorlesung: Epochen der Philosophiegeschichte (2 LP,
2 SWS) 

Philosophicum (vgl. § 1, 9 RZO) (4 LP)

     Modul Religionswissenschaft und Missionswissen-
schaft bzw. Interkulturelle Theologie (8 LP, 6 SWS5)

a)   Seminar oder Übung (3 LP, 2 SWS)

b)   Überblicksvorlesung (2 LP, 2 SWS)

c)   Lehrveranstaltung über eine Weltreligion (3 LP, 
2 SWS)

Es wird empfohlen, eines der beiden Module im
Grundstudium abzuschließen.

2.   Hauptstudium

     Zeitvolumen: 4 Fachsemester ohne Sprachen, 120 LP,
80 SWS

Rahmenvorgaben: RPO, Stoffpläne (geringfügige Ab-
weichungen)

LP-Kalkulation nach Beschlusslage des Fakultätenta-
ges für Pfarramts-/Diplomstudium Evangelische Theo-
logie.

Dauer der Module: max. 2 Semester6.

Innerhalb der Module ist das gegenseitige Ersetzen
von Veranstaltungstypen möglich, wenn sie inhaltlich
kompatibel sind (Stoffpläne) und die Zahl der Leis-
tungspunkte im Modul erreicht wird.

2.1 Aufbaumodule (Pflichtbereich): 66 LP, 36 SWS
Aufbaumodul Altes Testament (7/12LP, 6 SWS)

a)   AT-Hauptseminar (3 LP, 2 SWS)

b)   2 Lehrveranstaltungen aus den Gebieten 1 A, B, C
oder D (A: Pentateuch, B: Propheten, C: Schriften,
D: Geschichte Israels) (4 LP, 2x2 SWS)

     Bei Seminararbeit im AT-Hauptseminar: weitere 5 LP

     Aufbaumodul Neues Testament (7/12 LP, 6 SWS)

a)   NT-Hauptseminar (3 LP, 2 SWS)

b)   2 Lehrveranstaltungen aus den Gebieten 2 A, B, C
oder D (A: Synoptische Evangelien, B: Johannei-
sche Literatur, C: Paulinische Briefe, D: Jesus und
Geschichte des Urchristentums) (4 LP, 2x2 SWS) 

     Bei Seminararbeit im NT-Hauptseminar: weitere 5 LP

     Aufbaumodul Kirchengeschichte (7/12 LP, 6 SWS) 

a)   KG-Hauptseminar (3 LP, 2 SWS)

b)   2 Lehrveranstaltungen aus den Gebieten 3 A, B, C
oder D (A: Alte Kirche, B: Mittelalter, C: Refor-
mation und konfessionelles Zeitalter, D: Neuzeit) 
(4 LP, 2x2 SWS)

     Bei Seminararbeit im KG-Hauptseminar: weitere 5 LP

4 Das Praktikum soll nach Möglichkeit im Rahmen des Basismo-
duls Praktische Theologie abgeleistet werden. Ggf. kann es in
Verbindung mit entsprechenden Lehrveranstaltungen im Haupt-
studium durchgeführt werden. Zu den Einzelheiten siehe: Richt-
linien für das Praktikum im Rahmen eines durch Module struk-
turierten Studiengangs Pfarramt/Diplom (2008).

5 Geht über die Anforderungen der gültigen RPO hinaus.

6 Für Teilzeitstudierende sind Ausnahmen vorzusehen.
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      Aufbaumodul Systematische Theologie (7/12 LP, 
6 SWS)

a)   ST-Hauptseminar (3 LP, 2 SWS)

b)   2 Lehrveranstaltungen aus den Gebieten 4 A, B, C
oder D (A: Fundamentaltheologie und Ökumene, B:
Materiale Dogmatik, C: Theologiegeschichte 19./20.
Jh., D: Ethik) (4 LP, 2x2 SWS)

     Bei Seminararbeit im ST-Hauptseminar: weitere 
5 LP

     Aufbaumodul Praktische Theologie (14 LP, 6 SWS)

a)   Praktisch-theologisches Hauptseminar Homiletik 
(3 LP, 2 SWS)

b)   Praktisch-theologisches Hauptseminar Religionspä-
dagogik (3 LP, 2 SWS)

c)   Lehrveranstaltung aus den Gebieten 5 A, B, C oder
D (A: Homiletik/Liturgik; B: Religions-/Gemeinde-
pädagogik; C: Seelsorge/Kasualien; D: Theorie von
Kirche und Gemeinde/Pastoraltheologie) (2 LP, 
2 SWS)

     Zusätzlich je 3 LP für Predigtarbeit und Unterrichts-
entwurf: 6 LP

     Interdisziplinäres Aufbaumodul: 9 LP, 6 SWS

Während des Hauptstudiums muss mindestens ein in-
terdisziplinäres Aufbaumodul (9 LP, 6 SWS) belegt
werden. Dabei soll mindestens eine Lehrveranstaltung
von zwei theologischen Fächern getragen werden. Nach
Interessenlage der Studierenden ist es wünschenswert,
Veranstaltungen an anderen Fakultäten als Bestandteil
des Moduls anzuerkennen.

I)   z. B.: Kirche, in der wir leben (9 LP, 6 SWS)

a)   ST-Vorlesung: z. B. aus 4 B: Ekklesiologie
(max. 3 LP, 2 SWS)

b)   NT-Hauptseminar, z. B. Gemeindekonzeptionen
im NT (3 LP, 2 SWS)

c)   Interdisziplinäres ST/PT-Hauptseminar: Gemein-
deaufbau im 21. Jahrhundert (3 LP, 2 SWS)

     oder:

II)  z. B.: Recht und Gerechtigkeit (9 LP, 6 SWS)

a)   ST-Vorlesung: z. B. aus 4 D: Rechtsethik (max.
3 LP, 2 SWS)

b)   Interdisziplinäres AT/NT-Hauptseminar: z. B.
Recht und Gerechtigkeit (3 LP, 2 SWS)

c)   Interdisziplinäres KG/ST-Hauptseminar: z. B.
Schriften Luthers zur politischen Ethik (3 LP, 
2 SWS)

Daraus ergeben sich bei einer LP-Bilanz von 66 LP
(Berechnungsgrundlage: drei Hauptseminararbeiten
nach § 7, 1, h RPO) ca. 36 SWS für das Studium der
Aufbaumodule.

2.2 Wahlpflicht- und Wahlbereich: 54 LP, max. 44 SWS

Die verbleibenden 54 LP bei max. 44 SWS gehören
zum bisherigen Wahlpflicht- und/oder Wahlbereich und
sind von den Studierenden nach eigener Interessenlage
im Rahmen der Vorgaben der Stoffpläne zu belegen. Sie
dienen der Vertiefung und Schwerpunktsetzung in den
genannten fünf Fächern sowie in der Philosophie und
der Religionswissenschaft und Missionswissenschaft
bzw. Interkulturellen Theologie (z. B. Besuch weiterer
Hauptseminare) und der Erweiterung der Kenntnisse auf
mindestens einem an der jeweiligen Fakultät einschlägi-

gen Spezialgebiet. Wenn die Module Philosophie (9 LP,
4 SWS) und/oder Religionswissenschaft und Missions-
wissenschaft bzw. Interkulturelle Theologie (8 LP, 
6 SWS) noch nicht im Grundstudium abgeschlossen
wurden, müssen sie im Wahlpflichtbereich des Haupt-
studiums absolviert werden. Sofern das Praktikum im
Hauptstudium abgeleistet wird, wird es in Verbindung
mit einer Lehrveranstaltung in Praktischer Theologie im
Wahlpflichtbereich durchgeführt. Die örtlichen Ordnun-
gen können einen Mindestumfang der Studien im Spezi-
algebiet vorschreiben.

Auch der Leistungsumfang eines zweiten Praktikums
(5 LP) kann in den Wahlpflicht- und Wahlbereich einbe-
zogen werden.

3.   Integrations- und Examensphase

     Zeitvolumen: 2 Fachsemester, 40 SWS, 60 LP

Prüfungsmodus: Zusammenhängende Abschlussprü-
fung nach RPO, wobei die Möglichkeit besteht, Teile
dieser Prüfungsleistungen wie Klausuren und mündliche
Prüfungen im Grund- und/oder Hauptstudium zu absol-
vieren.

Rahmenvorgaben: RZO, RPO

LP-Kalkulation nach Beschlusslage des Fakultätenta-
ges für Pfarramts/Diplomstudium Evangelische Theolo-
gie

Dauer der Module: 1 Semester

      Integrationsmodul I: Biblische Theologie (12 LP, 
4 SWS)

a)   Übung AT (6 LP, 2 SWS)

b)   Übung NT (6 LP, 2 SWS)

     Integrationsmodul II: Kirchengeschichte/Systemati-
sche Theologie/Praktische Theologie (18 LP, 6 SWS)

a)   Übung KG (6 LP, 2 SWS)

b)   Übung ST/Ethik (6 LP, 2 SWS)

c)   Übung PT (6 LP, 2 SWS)

     Examensmodul (Wiss. Hausarbeit/Praktisch-Theo-
logische Ausarbeitung) (30 LP)

a)   Wissenschaftliche Abschlussarbeit (20 LP)

b)   Praktisch-Theologische Ausarbeitung (4 LP)

c)   Examensvorbereitung (6 LP)

Die örtlichen Prüfungsordnungen können vorsehen,
die Integrationsmodule I und II im Anschluss an das
Examensmodul durchzuführen.

Ebenso können sie zur Entlastung des Examens vor-
sehen,

–    im Rahmen der Zwischenprüfung eine vierte Prü-
fungsleistung (Klausur im Fach Kirchengeschichte
oder Systematische Theologie) zu ermöglichen, de-
ren Ergebnis in das Gesamtergebnis des Abschluss-
examens einfließt (§ 9 Abs. 2 RZO),

–    die Praktisch-Theologische Ausarbeitung im Zu-
sammenhang mit einem Modul im Hauptstudium
anfertigen zu lassen (§ 10 Abs. 2 RPO),

–    die wissenschaftliche Hausarbeit/Diplomarbeit im
Zusammenhang mit einem Modul im Hauptstudium
anfertigen zu lassen (§ 10 Abs. 1 RPO),

–    den Nachweis über die Beschäftigung mit einer le-
benden nichtchristlichen Religion im Zusammen-
hang mit einem Modul im Grund- oder Hauptstudi-
um erbringen zu lassen (§ 10 Abs. 3b RPO; siehe 1.3
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Modul Religionswissenschaft und Missionswissen-
schaft bzw. Interkulturelle Theologie und 2.2 Wahl-
pflicht- und Wahlbereich),

–    die mündliche Prüfung im Fach Philosophie entwe-
der als Zulassungsvoraussetzung zur Zwischenprü-
fung oder im Zusammenhang mit einem Modul im
Hauptstudium ablegen zu lassen (§ 10 Abs. 3b RPO;
siehe 1.3 Modul Philosophie und 2.2 Wahlpflicht-
und Wahlbereich).

Zur prüfungstechnischen Ausgestaltung des Exa-
mensmoduls sind Ausführungsempfehlungen für die
Prüfungsämter vorzusehen.

Die Kirchlichen Prüfungsämter können die Verant-
wortung für die Durchführung der Ersten Theologischen
Prüfung ganz (schriftliche und mündliche Prüfungen)
oder teilweise (schriftliche Prüfungen) den Evangelisch-
Theologischen Fakultäten oder Fachbereichen übertra-
gen.

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands

Nr. 79       Richtlinie der Vereinigten Evangelisch-Lu-
therischen Kirche Deutschlands zur Ordnung
der Beauftragung und des Dienstes der Prädi-
kanten und Prädikantinnen.

     Vom 3. März 2008. (ABl. VELKD Bd. VII, 
S. 395)

Die Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lu-
therischen Kirche Deutschlands hat auf ihrer Tagung am
13./14. Oktober 2006 das Papier »Ordnungsgemäß berufen«
als Empfehlung gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Verfassung
der VELKD beschlossen. 

Die Kirchenleitung hat im Einvernehmen mit der Bi-
schofskonferenz gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verfassung
der VELKD die folgenden Grundsätze als Richtlinie erlas-
sen, die von den Gliedkirchen in Gesetzgebung und Verwal-
tung beachtet werden sollen:

1. Grundsatzbestimmung

Auftrag der Kirche ist die Verkündigung des Evangeli-
ums zu allen Zeiten und an allen Orten. Dazu ruft Gott Men-
schen in seinen Dienst. 

Die Kirche beruft getaufte und befähigte Gemeindeglie-
der ordnungsgemäß zum geordneten Dienst der öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung nach Artikel
14 der Confessio Augustana von 1530, indem sie einerseits
Pfarrer und Pfarrerinnen ordiniert und andererseits Prädi-
kanten und Prädikantinnen beauftragt. Die Beauftragten ste-
hen zusammen mit den Ordinierten im Amt der öffentlichen
Verkündigung der einen, heiligen, allgemeinen und aposto-
lischen Kirche. Die Kirche bezeugt damit das Vertrauen,
dass Gott durch Wort und Sakrament, denen die ordnungs-
gemäß Berufenen dienen, Glauben weckend und stärkend
wirksam ist. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben in unterschiedlichen Ver-
antwortungsbereichen, verschieden auch nach Umfang, Ort
und Zeitdauer, erhalten die Prädikanten und Prädikantinnen
einen Dienstauftrag.

2. Geltungsbereich

Die rechtlichen Bestimmungen des Dienstes der Prädi-
kanten und Prädikantinnen sollen derart aufeinander abge-
stimmt sein, dass die Beauftragung und der ehrenamtliche
Dienst von Prädikanten und Prädikantinnen innerhalb der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
und ihrer Gliedkirchen weitestgehend einheitlichen gesetzli-
chen Bestimmungen folgt. Auf diese Weise soll insbesonde-

re der Wechsel von Prädikanten und Prädikantinnen zwi-
schen den Gliedkirchen der VELKD erleichtert werden.

3. Persönliche Voraussetzungen

Zum Prädikantendienst kann ein getauftes Kirchenmit-
glied beauftragt werden, wenn es zum Kirchenvorstand
wählbar ist, wenn es sich aktiv am kirchlichen und gottes-
dienstlichen Leben beteiligt sowie wenn es zur Beauftra-
gung mit dem Prädikantendienst geeignet und vorbereitet ist
und sich bewährt hat. Das Nähere regeln die Vereinigte Kir-
che und ihre Gliedkirchen je für ihren Bereich.

4. Ausbildung

Die Zulassung zur Ausbildung zum Prädikantendienst
bedarf eines Antrags der kirchlichen Körperschaft oder Ein-
richtung, in deren Bereich der Prädikant oder die Prädikan-
tin tätig sein soll. Der Antrag soll im Einvernehmen mit dem
jeweils zuständigen Inhaber oder der Inhaberin eines kirch-
lichen Leitungs- und Aufsichtsamtes gestellt werden. Für
den Dienst im übergemeindlichen Bereich ist ein Beschluss
des Organs oder der beteiligten Organe oder des oder der je-
weiligen Leitungsgremien erforderlich. 

Die Aus- und Fortbildung soll nach einem in der Verei-
nigten Kirche und ihren Gliedkirchen abgestimmten Curri-
culum durchgeführt werden. Durch dieses Curriculum sol-
len vergleichbare Ausbildungsstandards gesetzt werden. 

Als Voraussetzung für die Beauftragung kann im Einzel-
fall auch die Prädikantenausbildung einer anderen Gliedkir-
che der Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer an-
deren Kirche, mit der Kirchengemeinschaft besteht, insbe-
sondere einer Mitgliedskirche des Lutherischen Weltbun-
des, oder eine andere vergleichbare Ausbildung anerkannt
werden. 

Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung entschei-
det der jeweils zuständige Inhaber oder die Inhaberin eines
kirchlichen Leitungs- und Aufsichtsamtes im Einvernehmen
mit der zuständigen obersten kirchlichen Verwaltungsbe-
hörde auf Antrag der kirchlichen Körperschaft oder Einrich-
tung, in deren Bereich der Prädikant oder die Prädikantin tä-
tig sein soll, über die Beauftragung. Dem Antrag muss eine
Empfehlung des für die Prädikantenausbildung zuständigen
Gremiums beiliegen.

5. Beauftragung

Die Prädikanten und Prädikantinnen werden mit dem
Amt der öffentlichen Verkündigung beauftragt. Die Beauf-

Amtsblatt-05-09:Amtsblatt-Musterumbruch  12.05.09  12:33  Seite 119



120                                                Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland                                  Heft 5, 2009

tragung erfolgt einmalig, ist unbefristet und gilt innerhalb
der Vereinigten Kirche und ihrer Gliedkirchen. 

Die Prädikanten und Prädikantinnen sind durch die Be-
auftragung verpflichtet, den übertragenen Dienst in Gehor-
sam gegen Gott in Treue gemäß dem Evangelium von Jesus
Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Be-
kenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche bezeugt ist,
auszuüben. 

6. Vollzug der Beauftragung

Der Prädikant oder die Prädikantin wird durch den Bi-
schof oder die Bischöfin oder durch einen Inhaber oder eine
Inhaberin des bischöflichen Amtes beauftragt und in einem
nach der Ordnung der Agende gestalteten Gottesdienst unter
Gebet und Handauflegung gesegnet, in den Prädikanten-
dienst berufen und gesandt. 

Der Prädikant oder die Prädikantin erhält eine Urkunde
über die Beauftragung. Die Beauftragung wird in geeigneter
Weise bekannt gemacht. 

7. Dienstauftrag

Auf Grund der Beauftragung wird dem Prädikanten oder
der Prädikantin von dem jeweils zuständigen Inhaber oder
der Inhaberin eines kirchlichen Leitungs- und Aufsichtsam-
tes ein Dienstauftrag erteilt. Dieser Dienstauftrag wird
durch eine Dienstordnung konkretisiert.

Die Gliedkirchen erlassen je für ihren Bereich Muster-
dienstordnungen. In diesen ist insbesondere der Umfang des
Dienstes festzusetzen.

Der Dienstauftrag ist zeitlich zu befristen und kann auf
Antrag hin verlängert werden, wenn ein regelmäßiger
Dienst und die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen
nachgewiesen werden. Der Dienstauftrag ist örtlich auf ei-
nen bestimmten Dienstbereich zu beschränken. Er wird im
Einvernehmen mit dem jeweils zuständigen Pfarrer oder der
jeweils zuständigen Pfarrerin ausgeübt. 

In der Dienstordnung, die der Genehmigung durch den
Bischof oder die Bischöfin oder einer von ihm oder ihr be-
auftragten Person bedarf, ist insbesondere festzulegen: 

a)   der Dienstbereich, in dem der Prädikant oder die Prädi-
kantin tätig werden soll (z. B. Kirchengemeinde, Deka-
nat bzw. Kirchenkreis, Einrichtung), 

b)   inwieweit der Dienstauftrag regelmäßige Gottesdienste
mit Feier des Abendmahls umfasst, 

c)   die Teilnahme an Dienstbesprechungen oder Sitzungen
des Kirchenvorstandes, wenn wichtige Fragen des Am-
tes der Verkündigung beraten werden,

d)   die Einbindung in die Gemeinschaft der übrigen nach
CA 14 ordnungsgemäß berufenen Personen.

Ausnahmsweise kann im Einzelfall der Dienstauftrag
auch auf Amtshandlungen (Taufen, Trauungen, Bestattun-
gen) erweitert werden, die der Prädikant oder die Prädikan-
tin im Einvernehmen mit dem für die Gemeinde zuständigen
Pfarrer oder der für die Gemeinde zuständigen Pfarrerin
vornimmt. 

Ausnahmsweise kann die Dienstordnung bestimmen,
dass dem Prädikanten oder der Prädikantin nach dem erfolg-
reichen Abschluss einer zusätzlichen Seelsorgeausbildung
besondere Seelsorgeaufgaben übertragen werden. In diesem
Fall hat der Prädikant oder die Prädikantin die Unverbrüch-
lichkeit des Beichtgeheimnisses und die seelsorgliche
Schweigepflicht zu wahren.

8. Allgemeine Rechte und Pflichten

Prädikanten und Prädikantinnen sind in ihrem Dienst an
die kirchlichen Ordnungen gebunden. Sie sind verpflichtet,
sich in ihrer Lebensführung und innerhalb und außerhalb ih-
res Dienstes so zu verhalten, wie es ihrem Auftrag ent-
spricht. Dieses gilt insbesondere auch im Hinblick auf ihre
politische Betätigung.

Prädikanten und Prädikantinnen tragen die für ihren
Dienst vorgeschriebene liturgische Kleidung oder eine dem
Gottesdienst angemessene andere Kleidung.

9. Dienstverschwiegenheit

Über alles, was ihnen in Ausübung des Prädikantendiens-
tes vertraulich mitgeteilt wird, haben sie Stillschweigen zu
wahren.

10. Begleitung des Dienstes

Die Vereinigte Kirche und ihre Gliedkirchen begleiten
die Prädikanten und Prädikantinnen in ihrem Dienst. Prädi-
kanten und Prädikantinnen sind berechtigt und verpflichtet,
diese Begleitung anzunehmen und die für ihren Dienst er-
forderlichen Kompetenzen durch regelmäßige Fortbildung
fortzuentwickeln. Sie sind berechtigt und verpflichtet, sich
visitieren zu lassen.

11. Dienstaufsicht, Lehraufsicht

Die Aufsicht über Lehre und Dienst obliegt dem jeweils
zuständigen Inhaber oder der Inhaberin eines kirchlichen
Leitungs- und Aufsichtsamtes, in deren Bereich der Prädi-
kant oder die Prädikantin eingesetzt ist. 

Im Rahmen der Dienstaufsicht sind die Inhaber und Inha-
berinnen kirchlicher Leitungs- und Aufsichtsämter insbeson-
dere berechtigt, die Prädikanten und Prädikantinnen zu bera-
ten, anzuleiten, zu ermahnen und zu rügen sowie Anordnun-
gen für die Wahrnehmung des Dienstauftrages zu treffen.

12. Auslagenersatz, Versicherungsschutz

Prädikanten und Prädikantinnen üben ihren Dienst ehren-
amtlich aus. Die Beauftragung zum Prädikantendienst be-
gründet kein Dienst- oder Anstellungsverhältnis. Sie haben
nach Maßgabe des gliedkirchlichen Rechts Anspruch auf
Ersatz der im Rahmen ihres Dienstes und für die Teilnahme
an Fortbildungsveranstaltungen erforderlich gewordenen
Auslagen. 

Sie genießen nach Maßgabe des gliedkirchlichen Rechts
während ihres Dienstes sowie für die Teilnahme an Fortbil-
dungsveranstaltungen im Rahmen der geltenden Bestim-
mungen Versicherungsschutz. 

13. Ende des Dienstauftrages

Der Dienstauftrag endet,

a)   wenn der Prädikant oder die Prädikantin eine Haupt-
wohnung außerhalb des im Dienstauftrag festgelegten
Dienstbereichs nimmt,

b)   wenn die Befristung des Dienstauftrags ausläuft und der
Dienstauftrag nicht verlängert wird oder 

c)   wenn der Prädikant oder die Prädikantin das 70. Lebens-
jahr vollendet und der Dienstauftrag nicht verlängert
wird.

Der Dienstauftrag kann durch die oberste kirchliche Ver-
waltungsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle beendet
werden, 

a)   wenn der Prädikant oder die Prädikantin es beantragt,

b)   wenn gesundheitliche Beeinträchtigungen dies nahele-
gen oder 
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c)   wenn ein gedeihliches Wirken des Prädikanten oder der
Prädikantin in seinem oder ihrem Dienstbereich nicht
mehr gewährleistet ist.

Wenn der Dienstauftrag endet oder beendet wird, ruhen
die Rechte aus der Beauftragung. Wird ein neuer Dienstauf-
trag erteilt, so wird der Prädikant oder die Prädikantin durch
den jeweils zuständigen Inhaber oder die Inhaberin eines
kirchlichen Leitungs- und Aufsichtsamtes in einem Gottes-
dienst vorgestellt und an die Beauftragung erinnert.

14. Verlust der Rechte aus der Beauftragung

Der Prädikant oder die Prädikantin verliert die Rechte aus
der Beauftragung mit dem Amt der öffentlichen Verkündi-
gung, wenn er oder sie die evangelisch-lutherische Kirche
durch Austrittserklärung verlässt, zu einer anderen Kirche
übertritt oder in eine andere Religionsgemeinschaft wechselt.

Die Beauftragung ist durch die oberste kirchliche Ver-
waltungsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle zu been-
den, 

a)   wenn der Prädikant oder die Prädikantin es beantragt,

b)   wenn eine der Voraussetzungen für die Beauftragung
wegfällt,

c)   wenn der Prädikant oder die Prädikantin in erheblicher
Weise die Pflichten aus der Beauftragung oder aus dem
Dienstauftrag verletzt, 

d)   wenn der Prädikant oder die Prädikantin öffentlich
durch Wort oder Schrift in der Darstellung der christli-
chen Lehre oder im gottesdienstlichen Handeln in ent-
scheidenden Punkten in Widerspruch zum Bekenntnis
der evangelisch-lutherischen Kirche tritt und beharrlich
daran festhält.

Die Urkunde über die Beauftragung ist zurückzugeben.

W i t t e n b e r g ,  den 3. März 2008

Der Leitende Bischof

Dr. Johannes  F r i e d r i c h

Nr. 80       Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands.

     Vom 14. Oktober 2008. (ABl. VELKD Bd. VII,
S. 391)

Artikel I

Die Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche Deutschlands i. d. F. vom 3. März 2007 (ABl.
VELKD Bd. VII, S. 370) wird wie folgt geändert: 

1.   Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a)   Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:
»(6) Sofern Veränderungen einer Gliedkirche die
Voraussetzungen der Mitgliedschaft in der Verei-
nigten Kirche nach den Absätzen 1 und 2 dieses 
Artikels berühren können, insbesondere im Fall 
eines Zusammenschlusses einer Gliedkirche mit 
einer anderen Kirche, stellt die Kirchenleitung mit
Zustimmung der Bischofskonferenz die Fortset-
zung der Mitgliedschaft in der Vereinigten Kirche
fest.«

b)   Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

2.   Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: »Be-
schlüsse der Kirchenleitung nach Artikel 1 Absätze 4 bis
6 bedürfen der Zustimmung der Bischofskonferenz.«

3.   Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

a)   In Absatz 1 werden in Satz 1 nach dem Wort »Gene-
ralsynode« die Wörter »müssen evangelisch-lutheri-
schen Bekenntnisses sein und« eingefügt. 

b)   In Absatz 2 werden die Wörter »Ev.-Luth. Kirche in
Thüringen« durch die Wörter »Evangelische Kirche
in Mitteldeutschland« ersetzt. 

c)   In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern »Ab-
satz 4« die Wörter »der Verfassung« gestrichen. 

d)   In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern »Ab-
satz 5« die Wörter »der Verfassung« gestrichen. 

e)   Absatz 9 wird wie folgt gefasst: »(9) Die Mitglieder
werden nach der Ordnung der Agende verpflichtet.«

Artikel II

1.   Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 2009 in Kraft.

2.   Das Amt der VELKD wird ermächtigt, die Verfassung
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands in der Fassung, die sie durch dieses Kir-
chengesetz erhalten hat, im Amtsblatt der Vereinigten
Kirche zu veröffentlichen.

Z w i c k a u ,  den 14. Oktober 2008

Der Präsident der Generalsynode

V e l t r u p
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C. Aus den Gliedkirchen
Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche

Nr. 81       Berichtigung des Synodalgesetzes.

     Vom 4. März 2009. (GVBl. S. 70) (ABl. EKD
S. 20)

Das Synodalwahlgesetz vom 7. Oktober 2008 (GVBl. 
S. 281) wird wie folgt berichtigt: 

In § 35 Abs. 2 muss es statt »nach Artikel 71 Abs. 3 der
Verfassung« richtig lauten: »nach Artikel 71 Abs. 4 der Ver-
fassung«. 

K i e l ,  den 4. März 2009 

Nordelbisches Kirchenamt

Im Auftrage

D a w i n

Evangelische Kirche im Rheinland

Nr. 82       Kirchengesetz zur Änderung von Artikel 96,
98 und 114 der Kirchenordnung der Evange-
lischen Kirche im Rheinland.

     Vom 15. Januar 2009. (KABl. S. 86) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat mit der vorgeschriebenen Mehrheit das folgende
Kirchengesetz beschlossen:

§ 1

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im Rhein-
land vom 10. Januar 2003 (KABl. 2004 S. 86), zuletzt geän-
dert durch Kirchengesetz vom 10. Januar 2008 (KABl. S.
146), wird wie folgt geändert: 

1.   Artikel 96 wird wie folgt geändert: 

a)   Als neuer Absatz 5 wird eingefügt: 

»(5) Wird eine Kreissynode außerhalb der turnus-
mäßigen Presbyteriumswahlen neu gebildet, werden
nach den turnusmäßigen Presbyteriumswahlen ab-
weichend von Artikel 99 Absatz 1 und Artikel 116
Absatz 3 die Kreissynode neu gebildet und der
Kreissynodalvorstand neu gewählt.«

b)   Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absätze 6
und 7.

2.   In Artikel 98 Abs. 1 Buchstabe i) werden das Komma
und die Wörter »der Jahresrechnungen« gestrichen.

3.   In Artikel 114 Abs. 2 Buchstabe f) wird angefügt: »Er
beschließt über die Feststellung der Jahresrechnung.« 

§ 2

Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 2009 in Kraft.

B a d  N e u e n a h r ,  den 15. Januar 2009

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

S i e g e l  S c h n e i d e r  D r ä g e r t

Nr. 83       Kirchengesetz über Gesamtkirchengemeinden
(Gesamtkirchengemeindegesetz – GKGG).

     Vom 16. Januar 2009. (KABl. S. 87)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat auf Grund der Artikel 9 und 15 Absatz 5 der Kir-
chenordnung das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1

Gesamtkirchengemeinden

(1) Eine Gesamtkirchengemeinde kann gebildet werden,
wenn auf Grund gemeinsamer Aufgaben auch ein gemein-
sames Handeln benachbarter Kirchengemeinden auf Dauer
erforderlich oder die Gliederung einer großen Kirchenge-
meinde notwendig ist, um die Aufgaben gemäß Artikel 1 der
Kirchenordnung besser erfüllen zu können. 

(2) Eine Gesamtkirchengemeinde besteht aus benachbar-
ten Kirchengemeindebereichen. Sie ist eine Kirchengemein-
de im Sinne der Kirchenordnung und erfüllt ihre Aufgaben
im Rahmen der kirchlichen Ordnung in eigener Verantwor-
tung. 

(3) In einer Gesamtkirchengemeinde werden die Aufga-
ben des Presbyteriums einer Kirchengemeinde gemäß Arti-
kel 16 der Kirchenordnung auf ein Gesamtpresbyterium und
mehrere Bereichspresbyterien nach Maßgabe dieses Geset-
zes aufgeteilt. Die Mitglieder der Bereichspresbyterien wer-
den von den Mitgliedern der Kirchengemeindebereiche ge-
wählt. Das Gesamtpresbyterium setzt sich aus Vertreterin-
nen und Vertretern der Bereichspresbyterien zusammen. 

(4) Auf die Gesamtkirchengemeinde finden die geltenden
Rechts- und Verwaltungsvorschriften Anwendung, soweit
in diesem Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 2

Errichtung, Änderung, Aufhebung 
einer Gesamtkirchengemeinde

(1) Über die Errichtung einer Gesamtkirchengemeinde
beschließt nach Anhörung der beteiligten Gemeindemitglie-
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der und auf Antrag eines beteiligten Presbyteriums oder des
Kreissynodalvorstandes die Kirchenleitung, wenn die betei-
ligten Presbyterien und Kreissynodalvorstände zugestimmt
haben. Die Beschlüsse der Presbyterien müssen mit einer
Mehrheit von jeweils zwei Dritteln des ordentlichen Mit-
gliederbestandes gefasst sein. Die Errichtungsurkunde muss
das Gebiet und den Bekenntnisstand der jeweiligen Kir-
chengemeindebereiche bezeichnen.

(2) Über die Veränderung oder Aufhebung der Gesamt-
kirchengemeinde beschließt nach Anhörung der Mitglieder
der Kirchengemeinde die Kirchenleitung, wenn entspre-
chende Beschlüsse des Gesamtpresbyteriums und des Kreis-
synodalvorstandes vorliegen.

(3) Maßnahmen der in den vorstehenden Absätzen be-
zeichneten Art werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffent-
licht und treten, soweit nicht ein späterer Zeitpunkt be-
stimmt ist, mit der Veröffentlichung in Kraft.

§ 3

Satzung der Gesamtkirchengemeinde

(1) Die Rechtsverhältnisse innerhalb der Gesamtkirchen-
gemeinde werden im Rahmen dieses Kirchengesetzes durch
eine Satzung geregelt.

(2) Die Satzung muss die Errichtungsurkunde (§ 2 Abs. 1)
bezeichnen und nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes Be-
stimmungen treffen über 

a)   die Organe der Gesamtkirchengemeinde mit ihren we-
sentlichen Aufgaben, 

b)   die Zusammensetzung der Organe und deren Zustande-
kommen, sofern dies nicht kirchengesetzlich geregelt
ist, 

c)   die Aufteilung der in Artikel 16 Absatz 1 der Kirchen-
ordnung genannten Aufgaben auf das Gesamtpresbyteri-
um und die Bereichspresbyterien nach Maßgabe dieses
Gesetzes,

d)   das Zusammenwirken der verschiedenen Organe der
Gesamtkirchengemeinde.

(3) Die Satzung kann darüber hinaus ergänzende Bestim-
mungen treffen über die Verfassung, den Dienst und die
Verwaltung der Gesamtkirchengemeinde, sofern die Kir-
chenordnung oder dieses Kirchengesetz keine entgegenste-
henden Vorschriften enthält.

(4) Änderungen der Satzung beschließt das Gesamtpres-
byterium nach Anhörung der Bereichspresbyterien. Sofern
mit der Satzungsänderung eine Änderung der Zuständigkei-
ten von Bereichspresbyterien und Gesamtpresbyterium be-
züglich der Aufgaben gemäß Artikel 16 der Kirchenord-
nung oder der Einstellung von Mitarbeitenden erfolgt, be-
darf sie der Zustimmung der Bereichspresbyterien.

§ 4

Bildung der Bereichspresbyterien

(1) Durch Satzung wird die Gesamtkirchengemeinde in
Kirchengemeindebereiche aufgeteilt, für die je ein Bereichs-
presbyterium gebildet wird. Die Kirchengemeindebereiche
können eine eigene Bezeichnung führen. 

(2) Für die Zusammensetzung der Bereichspresbyterien
gelten die Regelungen der Artikel 17 bis 20 und Artikel 26
Absatz 1 der Kirchenordnung entsprechend. Die Mitglied-
schaft von Pfarrerinnen und Pfarrern, deren Aufgabenbe-
reich sich auf mehr als einen Kirchengemeindebereich er-
streckt, ist durch die Satzung der Gesamtkirchengemeinde
zu regeln. 

(3) Für die Bildung der Bereichspresbyterien gelten die
Bestimmungen des Presbyterwahlgesetzes und des Kirchen-
gesetzes über die Wahl beruflich Mitarbeitender in das Pres-
byterium. Im Hinblick auf die Presbyterinnen und Presbyter
ist das Gemeindezugehörigkeitsgesetz für jeden Kirchenge-
meindebereich gesondert anzuwenden. Für die Wahlfähig-
keit der Mitarbeitenden gilt die Gemeindezugehörigkeit zu
der Gesamtkirchengemeinde; sie können nur in einem der
Bereichspresbyterien Mitglied sein. 

(4) Das Bereichspresbyterium wählt aus seiner Mitte je
ein Mitglied für den Vorsitz und die Stellvertretung und
überträgt das Kirchmeisteramt. Artikel 21 und 22 der Kir-
chenordnung gelten entsprechend. 

§ 5

Aufgaben der Bereichspresbyterien

Die Bereichspresbyterien nehmen die Zuständigkeiten
gemäß Artikel 35 Absatz 1 Satz 2 sowie Artikel 70 bis 94
der Kirchenordnung in ihrem Bereich wahr. Sie wählen die
Abgeordneten zur Kreissynode gemäß Artikel 99 Absatz 6
oder Artikel 99a Absätze 3 und 4 der Kirchenordnung. Sie
haben die Aufgabe, über die Angelegenheiten ihres Kir-
chengemeindebereiches im Rahmen der in der Satzung der
Gesamtkirchengemeinde festgelegten Zuständigkeiten
selbstständig zu entscheiden. 

§ 6

Bildung des Gesamtpresbyteriums

(1) Dem Gesamtpresbyterium gehören an: 

a)   Presbyterinnen und Presbyter, die von den Bereichspres-
byterien aus ihrer Mitte gewählt werden; dabei sollen
die einzelnen Pfarrbezirke berücksichtigt werden,

b)   Pfarrstelleninhaberinnen und Pfarrstelleninhaber, die
von den Bereichspresbyterien aus ihrer Mitte gewählt
werden, sowie die Pfarrstelleninhaberinnen und -inha-
ber der Gesamtkirchengemeinde, deren Dienst über ei-
nen Kirchengemeindebereich hinausgeht, soweit die
Satzung der Gesamtkirchengemeinde dies bestimmt,

c)   andere beruflich Mitarbeitende, die von den Bereichs-
presbyterien aus ihrer Mitte gewählt werden; ihre Zahl
darf ein Viertel der Zahl der Presbyterinnen und Presby-
ter im Gesamtpresbyterium nicht überschreiten, 

d)   je ein Mitglied von Fachausschüssen der Gesamtkir-
chengemeinde, die von diesen aus ihrer Mitte gewählt
werden, soweit entsprechende Fachausschüsse durch die
Satzung vorgesehen sind; diese Mitglieder müssen Pres-
byterinnen oder Presbyter oder Pfarrstelleninhaberinnen
oder Pfarrstelleninhaber sein. 

Die Zahl der Presbyterinnen und Presbyter muss die Ge-
samtzahl aller beruflich Mitarbeitenden übersteigen.

(2) Bei jeder turnusmäßigen Umbildung der Bereichs-
presbyterien ist das Gesamtpresbyterium neu zu bilden. Die
Mitglieder gemäß Absatz 1 Buchstabe d) bleiben bis zur
Wahl ihrer Nachfolgerinnen und Nachfolger im Amt. Die
weiteren Einzelheiten und das Verfahren regelt die Satzung
der Gesamtkirchengemeinde. 

(3) Das Gesamtpresbyterium wählt aus seiner Mitte je ein
Mitglied für den Vorsitz und die erste und zweite Stellver-
tretung und überträgt das Kirchmeisteramt.

§ 7

Aufgaben des Gesamtpresbyteriums

(1) Dem Gesamtpresbyterium obliegt die Leitung der Ge-
samtkirchengemeinde. Es ist für alle Angelegenheiten der
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Gesamtkirchengemeinde zuständig, für die nicht eine Zustän-
digkeit der Bereichspresbyterien begründet ist. Es ist vor al-
lem zuständig für Grundsatzentscheidungen über Planung,
Zielsetzung und Durchführung der Gemeindearbeit und für
die Vertretung der Gesamtkirchengemeinde nach außen. 

(2) Dem Gesamtpresbyterium obliegt die Sorge für den
Bekenntnisstand der Kirchengemeindebereiche und für die
Ordnung der Gesamtkirchengemeinde; es entscheidet insbe-
sondere über folgende Angelegenheiten: 

a)   Wahl der Pfarrerinnen und Pfarrer für den Dienst auf der
Ebene der Gesamtkirchengemeinde und die Einstellung
der anderen beruflich Mitarbeitenden, deren Dienst über
einen Kirchengemeindebereich hinausgeht; eine Beteili-
gung von Bereichspresbyterien oder von Fachausschüs-
sen kann in der Satzung der Gesamtkirchengemeinde
vorgesehen werden,

b)   Satzung der Gesamtkirchengemeinde, 

c)   Feststellung des Haushaltsplanes und gegebenenfalls
Zuweisung von Finanzmitteln an die Kirchengemeinde-
bereiche, 

d)   Feststellung der Jahresrechnung, 

e)   Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes, 

f)   Gesamtkonzeption gemeindlicher Aufgaben, 

g)   grundlegende Veränderungen des Vermögens der Ge-
samtkirchengemeinde. 

(3) Das Gesamtpresbyterium hat die Arbeit der verschie-
denen Organe zu koordinieren. Es entscheidet bei Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen den Organen. Die auf-
sichtlichen Befugnisse der Superintendentin oder des Super-
intendenten, des Kreissynodalvorstandes und der Kirchen-
leitung bleiben unberührt. 

§ 8

Fachausschüsse

(1) Neben Fachausschüssen der Bereichspresbyterien
können für die bereichsübergreifende fachliche Arbeit der
Gesamtkirchengemeinde Fachausschüsse gebildet werden,
denen auch Rechte übertragen werden können. Ihre Anzahl
und ihre Aufgaben sind in der Satzung der Gesamtkirchen-
gemeinde festzulegen.

(2) Die Mitglieder der Fachausschüsse des Gesamtpres-
byteriums werden vom Gesamtpresbyterium im Einverneh-
men mit den Bereichspresbyterien berufen. Sie wählen aus
ihrer Mitte je ein Mitglied für den Vorsitz und die Stellver-
tretung; diese müssen entweder Presbyterin oder Presbyter
oder Pfarrstelleninhaberin oder Pfarrstelleninhaber sein. 

(3) Für die Bildung, Zusammensetzung sowie die Über-
tragung von Aufgaben an Fachausschüsse des Gesamtpres-
byteriums oder der Bereichspresbyterien gelten darüber hi-
naus die Bestimmungen von Artikel 16 Absatz 2 und 3 so-
wie Artikel 32 der Kirchenordnung entsprechend.

§ 9

Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. des Monats nach seiner
Verkündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. Zum selben
Zeitpunkt tritt das Kirchengesetz über Gesamtkirchengemein-
den vom 16. Januar 1987 (KABl. S. 36), geändert durch Kir-
chengesetz vom 15. Januar 2004 (KABl. S. 112), außer Kraft. 

B a d  N e u e n a h r ,  den 16. Januar 2009

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

S i e g e l  S c h n e i d e r  D r ä g e r t

Nr. 84       Kirchengesetz über die Pfarrvertretung in
der Evangelischen Kirche im Rheinland
(Pfarrvertretungsgesetz – PfVG). 

     Vom 16. Januar 2009. (KABl. S. 89) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Abschnitt I

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst der Kir-
che verbindet kirchenleitende Organe mit allen Ordinierten
und Nichtordinierten zu einer Dienstgemeinschaft. Zur
Wahrnehmung der Interessen der ordinierten Theologinnen
und Theologen an der rechtlichen Gestaltung ihrer Dienst-
verhältnisse und an den sie betreffenden Personalangelegen-
heiten wird eine Pfarrvertretung gebildet. Die Bildung und
die Arbeit der Pfarrvertretung sind Ausdruck der vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit im Rahmen der Dienstgemein-
schaft.

§ 2

Wahlberechtigt sind: 

1.   Theologinnen und Theologen, die Inhaberinnen und In-
haber von Pfarrstellen im Bereich der Evangelischen
Kirche im Rheinland sind,

2.   Gemeindemissionarinnen und Gemeindemissionare, die
eine Pfarrstelle im Bereich der Evangelischen Kirche im
Rheinland verwalten.

§ 3

(1) Die Mitglieder der Pfarrvertretung führen ihr Amt un-
entgeltlich als Ehrenamt.

(2) Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit gel-
ten auch für die den Mitgliedern der Pfarrvertretung in die-
sem Amt bekannt gewordenen Angelegenheiten. Über die
Befreiung von der Schweigepflicht entscheidet die Kirchen-
leitung im Einvernehmen mit der Pfarrvertretung.

Abschnitt II

Bildung der Pfarrvertretung

§ 4

(1) Die Pfarrvertretung besteht aus den gemäß §§ 6 ff. ge-
wählten Mitgliedern.

(2) Wählbar sind Theologinnen und Theologen, die den
in § 2 genannten Personenkreisen angehören.

(3) Nicht wählbar sind:

1.   die theologischen Mitglieder der Landessynode,

2.   Theologinnen und Theologen als Vorsitzende oder stell-
vertretende Vorsitzende der landessynodalen Ausschüs-
se,

3.   Theologinnen und Theologen, die ihren Dienst im Lan-
deskirchenamt verrichten,

4.   Landespfarrerinnen und Landespfarrer in der Leitung
der landeskirchlichen Einrichtungen,

5.   die theologischen Mitglieder der Kreissynodalvorstände. 

§ 5

(1) Die Mitglieder der Pfarrvertretung werden für die
Dauer von vier Jahren gewählt. Die Amtszeit aller Mitglie-
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der beginnt mit der ersten Sitzung der Pfarrvertretung nach
der Wahl. 

(2) Die Mitgliedschaft in der Pfarrvertretung endet vor-
zeitig, wenn das Mitglied 

1.   nicht mehr zu den in § 2 genannten Personenkreisen ge-
hört, 

2.   gemäß § 4 Abs. 3 die Wählbarkeit verliert,

3.   das Amt niederlegt.

Abschnitt III

Wahlverfahren

§ 6

Die Wahl zur Pfarrvertretung wird von der Kirchenlei-
tung im Kirchlichen Amtsblatt ausgeschrieben. Die Aus-
schreibung muss die zur Durchführung der Wahl erforderli-
chen Hinweise, Termine, Fristen und Regelungen enthalten.  

§ 7

(1) Die Wahlberechtigten wählen im Kirchenkreis ihres
Dienstsitzes aus ihrer Mitte eine gemäß § 4 wählbare Wahl-
und Kontaktperson.

(2) Die Wahl- und Kontaktpersonen wählen aus ihrer
Mitte gemäß § 11 in einer Versammlung die Pfarrvertre-
tung, bestehend aus der oder dem Vorsitzenden, der oder
dem stellvertretenden Vorsitzenden sowie fünf weiteren
Mitgliedern. 

(3) Die Wahl erfolgt gemäß § 6 des Verfahrensgesetzes. 

(4) Bei der Wahl sollen regionale Aspekte berücksichtigt
werden. 

(5) Die Wahl- und Kontaktpersonen tagen in der Regel
jährlich, um den Tätigkeitsbericht der Pfarrvertretung entge-
genzunehmen. 

(6) Die dienstälteste Person leitet die Sitzungen.

(7) Die Wahl- und Kontaktpersonen tragen die Verant-
wortung für den Informationsaustausch zwischen ihren Kir-
chenkreisen und der Pfarrvertretung. 

§ 8

(1) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl der
Wahl- und Kontaktpersonen wird für jeden Kirchenkreis ein
Wahlausschuss gebildet. 

(2) Die wahlberechtigten Mitglieder des Pfarrkonventes
benennen drei Mitglieder als Wahlausschuss für ihren Kir-
chenkreis.

(3) Die Superintendentin oder der Superintendent veran-
lasst, dass der Wahlausschuss von seinem dienstältesten
Mitglied einberufen wird. Unter der Leitung der Einberufe-
rin oder des Einberufers wird die oder der Vorsitzende des
Wahlausschusses gewählt. 

§ 9

Der Wahlausschuss sammelt Wahlvorschläge und prüft,
ob die Wahlvorschläge dem geltenden Recht entsprechen.
Er hat zunächst dahin zu wirken, dass etwaige Mängel der
Wahlvorschläge behoben werden, sodann stellt er die ord-
nungsgemäß zustande gekommenen Wahlvorschläge zu ei-
nem Wahlvorschlag zusammen und führt darin die Namen
der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge auf. 

§ 10

(1) Der Wahlausschuss erstellt mit Hilfe der Superinten-
dentur ein Verzeichnis der Wahlberechtigten.

(2) Die Wahl geschieht in einem Wahlkonvent, zu dem
die oder der Vorsitzende des Wahlausschusses alle Wahlbe-
rechtigten einlädt. Das Wahlverfahren richtet sich nach § 6
Verfahrensgesetz. 

(3) Über die Wahlhandlung und das Wahlergebnis wird
eine Niederschrift gefertigt, die von den Mitgliedern des
Wahlausschusses zu unterzeichnen ist. Sie ist unverzüglich
der Kirchenleitung über die Superintendentur zuzuleiten. 

§ 11

(1) Nach Feststellung des Wahlergebnisses beruft die
Kirchenleitung binnen acht Wochen die Wahl- und Kon-
taktpersonen zu der Versammlung gemäß § 7 Abs. 2 ein.
Die dienstälteste Wahl- und Kontaktperson leitet die Ver-
sammlung. Die Wahl wird gemäß § 6 des Verfahrensgeset-
zes durchgeführt. 

(2) Die dienstälteste Wahl- und Kontaktperson unterrich-
tet die Kirchenleitung über das Ergebnis der Wahl.

§ 12

(1) Scheidet ein Mitglied der Pfarrvertretung aus, führt
die nächste Versammlung der Wahl- und Kontaktpersonen
eine Nachwahl durch. 

(2) Die Amtszeit der nachgewählten Mitglieder endet mit
der Amtszeit der anderen Mitglieder der Pfarrvertretung.

§ 13

Nach dem ersten Zusammentreten der Pfarrvertretung
gibt die Kirchenleitung die Zusammensetzung im Kirchli-
chen Amtsblatt bekannt. Dies gilt entsprechend bei einer Er-
gänzung der Pfarrvertretung.

Abschnitt IV

Geschäftsführung

§ 14

(1) Die durch die Tätigkeit der Pfarrvertretung entstehen-
den notwendigen Kosten trägt die Landeskirche nach Maß-
gabe des landeskirchlichen Haushaltes. 

(2) Die oder der Vorsitzende der Pfarrvertretung ist von
den übertragenen pfarramtlichen Aufgaben im notwendigen
Umfang zu entlasten. Auf Vorschlag der Pfarrvertretung ist
die Entlastung einem anderen Mitglied der Pfarrvertretung
einzuräumen. 

(3) Die zur Ausübung des Amtes als Mitglied der Pfarr-
vertretung erforderlichen Reisen sind Dienstreisen. Sie be-
dürfen der Genehmigung der oder des Vorsitzenden. 

(4) Die oder der Vorsitzende hat eine generelle Dienstrei-
segenehmigung für den Bereich der Evangelischen Kirche
in Deutschland. 

Abschnitt V

Beteiligung bei allgemeinen Angelegenheiten

§ 15

Die Pfarrvertretung hat das Recht, sich in allgemeinen
Fragen, die den Dienst und die rechtliche Stellung der Theo-
loginnen und Theologen betreffen, mit Anträgen an die Kir-
chenleitung zu wenden.

§ 16

(1) Die Kirchenleitung beteiligt die Pfarrvertretung bei
der Vorbereitung von Gesetzen und Verordnungen, die die
Dienstverhältnisse der Theologinnen und Theologen betref-
fen. Die Zuständigkeit anderer Gremien bleibt unberührt. 
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(2) Die Pfarrvertretung kann bei der Kirchenleitung Re-
gelungen anregen. Die Pfarrvertretung kann die Kirchenlei-
tung um einen Erörterungstermin bitten. 

Abschnitt VI

Beteiligung bei Personalangelegenheiten

§ 17

(1) Die Pfarrvertretung wirkt auf Antrag der betroffenen
Person bei folgenden Personalangelegenheiten mit:

1.   Abberufung oder Versetzung in den Wartestand,

2.   vorzeitige Versetzung in den Ruhestand ohne Antrag,

3.   ordentliche Kündigung des Angestelltenverhältnisses;
die Beteiligung der Mitarbeitervertretung nach dem Mit-
arbeitervertretungsgesetz bleibt davon unberührt;

4. Entlassung ohne Antrag oder Ausscheiden aus dem
Dienst.

(2) In Disziplinarverfahren, Lehrbeanstandungsverfahren
und bei außerordentlichen Kündigungen von Angestellten-
verhältnissen wirkt die Pfarrvertretung nicht mit. 

(3) Erhebt die Pfarrvertretung in einer in Absatz 1 ge-
nannten Personalangelegenheit Einwendungen, so hat die
Kirchenleitung die beabsichtigte Maßnahme mit der Pfarr-
vertretung auf deren Verlangen mit dem Ziel einer Verstän-
digung mündlich zu erörtern. Die Kirchenleitung hat über
dieses Gespräch ein Protokoll zu führen.

(4) Kommt keine Einigung zustande, ist der Pfarrvertre-
tung eine angemessene Frist zur Abgabe einer schriftlichen
Stellungnahme einzuräumen. Diese ist zusammen mit dem
Protokoll gemäß Abs. 3 Satz 2 der Kirchenleitung für deren
Beratungen vorzulegen. Die Kirchenleitung beschließt in ei-
gener Verantwortung und gibt der Pfarrvertretung die Ent-
scheidung unter Angabe der Gründe bekannt. 

§ 18

(1) In Angelegenheiten, die die dienstliche Stellung ein-
zelner Personen oder ihre sozialen Belange erheblich berüh-
ren oder über den Einzelfall hinaus von allgemeiner Bedeu-
tung sind, gibt die Pfarrvertretung auf Antrag der oder des
Betroffenen oder der Kirchenleitung eine Stellungnahme ab. 

(2) Jede Theologin und jeder Theologe hat das Recht,
auch ein Mitglied der Pfarrvertretung zu Dienst- oder Perso-
nalgesprächen hinzuzuziehen. 

(3) Regelungen im Hinblick auf andere Gesprächsgattun-
gen, wie z.B. das 10-Jahres-Gespräch oder die Mitarbeiten-
dengespräche, bleiben von der Regelung des Absatzes 2 un-
berührt. Das Recht der Dienstaufsicht führenden Personen,
dienstliche Gespräche ohne Hinzuziehung Dritter zu führen,
bleibt von Abs. 2 ebenfalls unberührt. 

Abschnitt VII

Schwerbehindertenvertretung

§ 19

(1) Schwerbehinderte Pfarrerinnen und Pfarrer haben das
Recht, eine Vertrauensperson sowie eine Stellvertretung zu
wählen. 

(2) Das Nähere zum Verfahren und zur Durchführung re-
gelt die Kirchenleitung.

Abschnitt VIII

Schlussvorschriften

§ 20

Die Kirchenleitung kann Ausführungsbestimmungen zu
diesem Kirchengesetz erlassen.

§ 21

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung im
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

B a d  N e u e n a h r ,  den 16. Januar 2009

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

S i e g e l  S c h n e i d e r  D r ä g e r t

Nr. 85       Kirchengesetz zur Änderung des Ausfüh-
rungsgesetzes zum Kirchengesetz über die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in
der Evangelischen Kirche in Deutschland
(Ausführungsgesetz zum KBG.EKD –
AG.KBG.EKD).

     Vom 15. Januar 2009. (KABl. S. 91) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1

Das Ausführungsgesetz zum Kirchengesetz über die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der Evangelischen
Kirche in Deutschland (Ausführungsgesetz zum KBG.EKD
– AG.KBG.EKD) vom 11. Januar 2007 (KABl. S. 65) wird
wie folgt geändert: 

§ 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

»(3) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte als
Lehrkräfte ist ergänzend zu den Bestimmungen des Kir-
chenbeamtengesetzes der EKD und dieses Kirchengesetzes
das jeweils geltende Recht für die vergleichbaren Lehrkräfte
des Bundeslandes, in dem die kirchliche Schule liegt, sinn-
gemäß anzuwenden, soweit das kirchliche Recht nichts an-
deres bestimmt.«

§ 2

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. März 2009 in Kraft.

B a d  N e u e n a h r ,  den 15. Januar 2009

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

S i e g e l  S c h n e i d e r  D r ä g e r t

Nr. 86       Kirchengesetz zur Änderung des Besoldungs-
und Versorgungsrechts der Pfarrerinnen und
Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten.

     Vom 16. Januar 2009. (KABl. S. 91)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Die Ordnung über die Besoldung und Versorgung der
Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Vikarinnen und Vikare
(Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung – PfBVO) vom
5. Dezember 2000 (KABl. 2001 S. 1), zuletzt geändert
durch Gesetzesvertretende Verordnung zur Änderung des
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Besoldungsrechts der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten vom 9. Mai 2008
(KABl. S. 225), wird wie folgt geändert: 

In § 2 der Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung
wird folgender Absatz 3 angefügt: 

»(3) Für Ansprüche aus dieser Ordnung oder auf Grund
dieser Ordnung anzuwendenden staatlichen Vorschriften
werden eingetragene Lebenspartnerinnen und -partner wie
Ehegatten, Witwen und Witwer behandelt. Bei Beendigung
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft finden die Bestim-
mungen über die Rechtsfolgen der Auflösung, Aufhebung
oder Scheidung einer Ehe analoge Anwendung.«

Artikel 2

Die Ordnung über die Besoldung und Versorgung der
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten (Kirchenbeamten-
besoldungs- und -versorgungsordnung – KBVO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2000 (KABl.
2001 S. 14), zuletzt geändert durch Gesetzesvertretende
Verordnung zur Änderung des Besoldungsrechts der Pfarre-
rinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten vom 9. Mai 2008 (KABl. S. 225), wird wie
folgt geändert:

In § 2 der Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungs-
ordnung wird folgender Absatz 3 angefügt: 

»(3) Für Ansprüche aus dieser Ordnung oder auf Grund
dieser Ordnung anzuwendenden staatlichen Vorschriften
werden eingetragene Lebenspartnerinnen und -partner wie
Ehegatten, Witwen und Witwer behandelt. Bei Beendigung
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft finden die Bestim-
mungen über die Rechtsfolgen der Auflösung, Aufhebung
oder Scheidung einer Ehe analoge Anwendung.«

Artikel 3

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. des Monats nach seiner
Verkündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

B a d  N e u e n a h r ,  den 16. Januar 2009

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

S i e g e l  S c h n e i d e r  D r ä g e r t

Nr. 87       Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes über die ausnahmsweise Einstellung
von Mitarbeitenden, die nicht der evangeli-
schen Kirche angehören (Mitarbeitenden-
Ausnahme-Gesetz).

     Vom 15. Januar 2009. (KABl. S. 92)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1

Das Kirchengesetz über die ausnahmsweise Einstellung
von Mitarbeitenden, die nicht der evangelischen Kirche an-
gehören (Mitarbeitenden-Ausnahme-Gesetz) vom 13. Janu-
ar 1999 (KABl. S. 66), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 13. Januar 2005 (KABl. S. 105), wird wie folgt geän-
dert: 

§ 2 Abs. 2 Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

»b) für Tätigkeiten der Entgeltgruppen 1 und 2 BAT-KF,«

Artikel 2

Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

B a d  N e u e n a h r ,  den 15. Januar 2009

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

S i e g e l  S c h n e i d e r  D r ä g e r t

Nr. 88       Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes über die Bildung von Mitarbeiterver-
tretungen in kirchlichen Dienststellen in der
Evangelischen Kirche im Rheinland (MVG-
EKiR).

     Vom 15. Januar 2009. (KABl. S. 92)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Kirchengesetz über die Bildung von Mitarbeiterver-
tretungen in kirchlichen Dienststellen in der Evangelischen
Kirche im Rheinland (MVG-EKiR) vom 12. Januar 1994
(KABl. S. 4), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 13.
Januar 2005 (KABl. S. 105), wird wie folgt geändert: 

§ 13 wird wie folgt geändert: 

a)   In Abs. 1 Satz 1 wird vor dem Wort »zwei« das Wort
»mindestens« eingefügt. 

b)   In Abs. 1 Satz 2 wird nach der Angabe »Kirchengesetz
über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland« der Klammerzusatz »(MVG-
EKD)« eingefügt. 

c)   In Abs. 1 Satz 3 wird jeweils nach den Paragraphenbe-
zeichnung »§ 4« und »§ 10« die Angabe »MVG-EKD«
eingefügt. 

d)   Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

»Die Landessynode bestimmt die Zahl der Kammern
und wählt die Mitglieder.«

e)   In Abs. 1 Satz 5 wird vor dem Wort »zwei« das Wort
»mindestens« eingefügt.

f)   Absatz 1 Satz 6 erhält folgende Fassung: 

»Die Sätze 3 und 4 gelten entsprechend.«

g)   Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

»Die Kirchenleitung kann im Benehmen mit dem
Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche im
Rheinland eine Ordnung für die Gemeinsame Schlich-
tungsstelle erlassen, in der neben Regelungen über die
Verhandlung der Schlichtungsstelle, die Kosten und die
Entschädigung auch eine Regelung über die Zuständig-
keit der Kammern enthalten ist.«

Artikel 2

Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkündung
im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

B a d  N e u e n a h r ,  den 15. Januar 2009

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

S i e g e l  S c h n e i d e r  D r ä g e r t
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D. Mitteilungen aus der Ökumene

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen

F. Mitteilungen
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Verlust von Auftrag und Recht zur öffentlichen 
Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung

Herr Joachim Opitz scheidet mit Ablauf des 23. April
2009 aus dem Pfarrerdienstverhältnis zur Evangelisch-lu-
therischen Landeskirche Hannovers unter Verlust von Auf-
trag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur
Sakramentsverwaltung aus. Diese Mitteilung ergeht gemäß
§ 7 Abs. 3 des Pfarrergesetzes der VELKD. 

H a n n o v e r ,  den 17. April 2009 

Das Landeskirchenamt
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• Zahlung 30 Tage netto  

• schneller 24 Stunden-Lieferservice deutschlandweit 

• ab einem Bestellwert von ! 252,10 (zzgl. MwSt.) trägt Conrad die 

Transportpauschale von ! 4,16 für Sie 

• kein Mindestbestellwert und Lieferung ab 1 Stück ohne Mindermengenzuschlag 

Weitere Informationen über Rabatt, Ansprechpartner und das Bestellformular finden Sie im 

geschützten Teil unseres Internetauftritts unter www.wgkd.de. 

Auch unsere Geschäftsstelle (Frau Sandberg Tel. 0511/2796-446) steht Ihnen für Fragen 
gern zur Verfügung. 

 

Wirtschaftsgesellschaft der Kirchen Tel. 0511/2796-446 

in Deutschland mbH (WGKD) Fax 0511/2796-447 

Herrenhäuser Str. 12 info@wgkd.de 

30419 Hannover               www.wgkd.de 

 
 

(Logo der WGKD liegt Ihnen vor) 
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